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Indexmiete erhöhen:
Welche Zahlen in Ihr
Mieterhöhungsschreibenmüssen

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, wie
Sie Ihre Miete erhöhen können. Eine da-
von heißt Indexmiete und ist in § 557b
BGB geregelt. Auf diese Mieterhöhungs-
möglichkeit können Sie sich allerdings
nur berufen, wenn Sie dies in IhremMiet-
vertrag bereits vereinbart haben.

Eine Indexsteigerung führt noch nicht
automatisch zur höheren Miete

Die Indexmiete ist insofern eine Alterna-
tive zur Staffelmiete, weil sich Ihre Miete
(fast) automatisch erhöht: Erhöht sich der
Preisindex für die Lebenshaltung aller pri-
vaten Haushalte in Deutschland, erhöht
sich damit automatisch IhreMiete, sofern
Sie Ihrem Mieter ein entsprechendes Ab-
änderungsschreiben schicken.

Welche Zahlen im Erhöhungsschreiben
stehen müssen, hat der BGH erst kürzlich
entschieden.

Fundstelle:

BGH, Urteil v. 22.11.2017, VIII ZR 291/16

Der Mietvertrag von 2006 sah vor, dass
eine Kaltmiete für die Wohnung und den
Stellplatz in Höhe von 685 EUR zu zahlen
war. Zur Mieterhöhung sah der Mietver-
trag folgende Regelung vor:

„Die Parteien vereinbaren, dass der

Mietzins durch den vom statisti-

schen Bundesamt ermittelten Ver-

braucherpreisindex f�r Deutsch-

land bestimmt wird. Zur Anpassung

des Mietzinses bedarf es einer Er-
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Grundsteuer?
Eine Änderungwird kommen

Liebe Vermieterin,
lieber Vermieter,

Diskussionen darüber, ob
die Grundsteuer noch
verfassungskonform oder
die Berechnung längst
nicht mehr zeitgemäß
ist, gibt es schon seit
Jahren in regelmäßigen
Abständen. Auch eine

Grundsteuerreform ist immer wieder in der
Diskussion. Doch jetzt wird es langsam ernst:
Das Bundesverfassungsgericht hat am
16.1.2018 in einer mündlichen Verhandlung
deutlich zu erkennen gegeben, dass das gel-
tende Recht nicht verfassungskonform ist, da
die zur Berechnung herangezogenen Ein-
heitswerte von den heutigen Werten stark
abweichen.

Allerdings ist davon auszugehen, dass das
Gericht die Grundsteuer nicht gleich für ver-
fassungswidrig erklären, sondern erst ein-
mal dem Gesetzgeber eine Frist setzen wird,
innerhalb der eine neue Gesetzesgrundlage
verabschiedet werden muss.

Eine Möglichkeit wäre, den Vorschlag des
Bundesrates vom 21.12.2016 (Drucksachen
18/10753 und 18/10751) aus der Schublade
zu holen. Hierwurde bereits einGesetzentwurf
für eine Neuregelung der Grundsteuer unter-
breitet. Danach soll Bemessungsgrundlage in
Zukunft der sogenannteKostenwert sein, der
sich aus dem Bodenrichtwert und einem stark
typisierten Gebäudesachwert zusammensetzt.

Da jedoch die Bodenrichtwerte ständig stei-
gen, könnte auch die Grundsteuer künftig re-
gelmäßig steigen. Doch ohne neue rechtliche
Grundlage ändert sich zurzeit nichts. Die Be-
messung der Verkehrswerte wurde in den alten
Bundesländern am Jahr 1964 und bei den
neuen Bundesländern am Jahr 1935 fest-
gemacht – und das ist schon lange her! Darüber
hinaus sollte die Bemessung alle sechs Jahre
angepasstwerden.Das ist in der Vergangenheit
nicht umgesetzt worden – daher sieht das Bun-
desverfassungsgericht jetzt Handlungsbedarf.

Wir halten Sie informiert!

Ihr

Markus Arendt
Rechtsanwalt
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kl�rung in Textform, wobei die �n-

derung des Preisindexes sowie die

ge�nderte Miete oder die Erhçhung

betragsm�ßig in Geld anzugeben

ist.“

Mieterhöhung ist auch ohne
prozentuale Angabe der Index-
steigerungwirksam

Im Oktober 2013 erhöhte der Vermieter
zum ersten Mal die Miete um 85 EUR. Im
Erhöhungsschreiben begründete er das
so:

„Der maßgebliche Verbraucher-

preisindex ist seit August 2006 von

94,2 Punkten auf 106,1 Punkte

(Stand September 2013) gestiegen.

[…] Dies nehmen wir zum Anlass, die

bisherige Miete von 690,00 EUR um

(abgerundet) 85,00 EUR auf

775,00 EUR zu erhçhen. […]“

Der Mieter weigerte sich, die Mieterhö-
hung zu zahlen. Er hielt sie für unwirk-
sam, da der Vermieter in seinem Miet-
erhöhungsschreiben nicht angegeben
hatte, um wie viel Prozent der Index und
damit auch die Miete prozentual gestie-
gen waren.

Nachdem der Mietvertrag endete, zog
der Vermieter demMieter die Erhöhungs-
beträge einfach von der Kaution ab. Der
Mieter klagte daraufhin die Kaution ein.
Erfolglos!

Sie müssen nicht angeben,
umwie viel Prozent der Index
gestiegen ist

Die Mieterhöhung war auch ohne An-
gabe der prozentualen Indexsteigerung
wirksam und damit auch der Einbehalt
der Kaution zulässig.

Bei einer Indexmiete muss der Vermieter
nach § 557b Abs. 3 Satz 1 und 2 BGB in

seinem Erhöhungsschreiben eigentlich
nur zwei Dinge angeben:
1. Die eingetretene Änderung des

Preisindexes und
2. die erhöhte Miete oder den Erhö-

hungsbetrag.

Beides war Inhalt der Mieterhöhungs-
erklärung des Vermieters. Der Vermieter
hatte sogar gleich vier Punkte in seinem
Mieterhöhungsschreiben genannt:
1. Den Index zum Zeitpunkt des Miet-

beginns (94,2),
2. den aktuellen Index (106,1)
3. den Betrag, um den sich die Miete

erhöht (85 EUR) und
4. die künftig geschuldete Kaltmiete

(775 EUR).

Damit hatte er dem Mieter alle notwen-
digen Angaben geliefert, um prüfen zu

können, ob seine Mieterhöhung rech-
nerisch und inhaltlich richtig ist.

Mehr als das Gesetz fordert,
müssen Sie nicht in Ihrem
Erhöhungsschreiben angeben

Der BGH stellte fest: Ein wirksames Miet-
erhöhungsverlangen bei einer Indexmiete
erfordert nichtmehr als imGesetz abschlie-
ßend in § 557b Abs. 3 BGB steht. Der
Vermieter muss nicht noch zusätzlich da-
rüber hinaus angeben, wie sich der Index
oder die Miete prozentual verändert hat.

Vielmehr muss auch einem durchschnitt-
lichen Mieter einleuchten, dass sich seine
Indexmiete im gleichen Verhältnis än-
dert wie der Index. Dazu muss der Ver-
mieter demMieter nicht jeden einzelnen,
einfachen Rechenschritt vorrechnen.

Arbeitshilfe:
Mieterhöhung bei Indexmiete

Eheleute/Herr/Frau

…………………………………………

…………………………………………

………………………………………… ………………………….

(Ort/Datum)

Mieterhöhung nach § ..... unseres Mietvertrags

Sehr geehrte Frau ...............................,

sehr geehrter Herr ..............................,

gemäß unserem Wohnraum-Mietvertrag vom .......... haben wir unter § ....... vereinbart, dass sich die Miete
entsprechend der Entwicklung des Lebenshaltungskostenindexes aller privaten Haushalte (derzeit noch: Basis 2010)
ändern soll.

Ihre bisherige monatliche Nettokaltmiete beträgt .......... EUR
Der Indexwert zum Zeitpunkt des Mietvertragsabschlusses bzw. zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens der letzten Indexmieterhöhung lag bei ..........
Der aktuelle Indexwert beträgt ..........
Dies ergibt eine prozentuale Indexsteigerung um
(neuer Indexstand : alter Indexstand x 100 – 100 = prozentuale Steigerung)

..........%

Das entspricht einer Mieterhöhung um .......... EUR
Das ergibt eine neue monatliche Nettokaltmiete von .......... EUR
Zuzüglich der bisherigen monatlichen Vorauszahlungen auf Heiz- und Betriebskosten .......... EUR
Das ergibt eine neue monatliche Gesamtmiete von .......... EUR

Die geänderte Miete ist mit Beginn des übernächsten Monats nach dem Zugang dieser Erklärung zu zahlen. Ich darf
Sie deshalb bitten, Ihren Dauerauftrag mit Beginn des übernächsten Monats, also ab dem ..... entsprechend zu
ändern.

Mit freundlichen Grüßen

........................................
(Vermieter/in)
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Die Mieterhöhung blieb sogar zulässig,
obwohl der Vermieter in seinem Miet-
erhöhungsschreiben versehentlich als Ur-
sprungsmiete 690 EUR statt 685 EUR an-
gegeben hatte.

Da sich der Index von 94,2 auf 106,1
Punkte und damit um 12,62% erhöht
hatte, hätte der Vermieter die Miete um
86,51 EUR erhöhen können. Die verein-
barte Mieterhöhung von 85 EUR war so-
mit berechtigt.

§ 557b BGB Indexmiete

1) Die Vertragsparteien kçnnen

schriftlich vereinbaren, dass die

Miete durch den vom Statistischen

Bundesamt ermittelten Preisindex

f�r die Lebenshaltung aller pri-

vaten Haushalte in Deutschland be-

stimmt wird (Indexmiete).

...

(3) Eine �nderung der Miete nach

Abs. 1 muss durch Erkl�rung in Text-

form geltend gemacht werden. Dabei

sind die eingetretene �nderung des

Preisindexes sowie die jeweilige

Miete oder die Erhçhung in einem

Geldbetrag anzugeben. Die ge�nder-

te Miete ist mit Beginn des �ber-

n�chsten Monats nach dem Zugang der

Erkl�rung zu entrichten.

Mein Tipp

Denken Sie daran, dass Sie Ihr
Erhöhungsschreiben frühestens ein

Jahr nach der letzten Mieterhöhung
dem Mieter übermitteln dürfen. Ihr
Mieter muss dann mit Beginn des
übernächsten Monats, der auf den
Zugang Ihres Erhöhungsschreibens
folgt, die erhöhte Miete zahlen.

Schicken Sie also Ihr Mieterhöhungs-
schreiben imMärz ab, muss Ihr Mieter
ab Mai die höhere Miete zahlen.

Geben Sie in Ihrem Mieterhöhungs-
schreiben die prozentuale Indexstei-
gerung an, ist das ein Kann, aber kein
Muss. Da Sie die prozentuale Ände-
rung ohnehin berechnen müssen, ma-
chen Sie mit der Angabe der Indexstei-
gerung Ihr Mieterhöhungsschreiben
für den Mieter nur nachvollziehbarer.

Schwarz statt Grün:
KeineMietminderungwegen Blick auf Mülltonne
statt in den Garten

Ein Mieter aus Brandenburg genoss von
seiner Parterrewohnung aus einen schönen
Ausblick nach draußen ins Grüne. Doch das
änderte sich, als der Vermieter den Stand-
ort für die Müll- und Biotonnen verlegte.
Die Mülltonnen standen bisher an einem
von der Mieterwohnung weiter entfernten
Platz in der Nähe des Hauseingangs zur
Straße hin. Doch dann gestaltete der Ver-
mieter den Garten um. Dadurch „wander-
ten“ die Mülltonnen an einen anderen
Platz: Der lag ca. 10 m vom Küchenfenster
des Mieters entfernt. Dort stellte der Ver-
mieter eine Gitterbox für sieben Müllton-
nen, drei Biotonnen und zwei gelbe Ton-
nen auf. Kurz darauf errichtete der
Vermieter noch seitlich nebenderGitterbox
eine weitere Einhausung für das Altpapier.

Eine Mietminderung gibt es nur
bei einem erheblichenMangel

Für den Mieter stellte der verlegte Müll-
tonnenplatz einen Mangel dar, weswe-

gen er die Miete minderte. Für ihn war
durch die neue Aussicht aus seinem Fens-
ter die vertragsgemäße Nutzung einge-
schränkt.

Fundstelle:

AG Brandenburg, Urteil v. 13.10.2017, 31 C

156/16

Für das Gericht lag keine erhebliche Ge-
brauchsbeeinträchtigung vor. Außerdem
müsse einem Mieter klar sein, dass der
anfallendeMüll im Haus entsorgt werden
muss, und die dazu benötigte Anzahl von
Mülltonnen einen entsprechenden Platz
finden müssen.

Eine „Standortgarantie“ für
Mülltonnen gibt es nicht

Der Mietvertrag sah darüber hinaus auch
nicht vor, dass die Mülltonnen nur an
einem bestimmten Platz stehen dürften.
Eine derartige Beschaffenheitsverein-

barung sah der Mietvertrag nicht vor,
sondern es existierte nur eine einseitige
Vorstellung des Mieters, wo die Müllton-
nen seiner Ansicht nach stehen sollten.

Ohne eine derartige Beschaffenheitsver-
einbarung bestimmt sich der zum ver-
tragsgemäßen Gebrauch geeignete Zu-
stand unter Berücksichtigung des
vereinbarten Nutzungszwecks und des
Grundsatzes von Treu und Glauben nach
der Verkehrsanschauung.

Es muss eine spürbare
Gebrauchsbeeinträchtigung
vorliegen

Nach § 536 Abs. 1 Satz 3 BGB darf der
Mieter nur die Miete mindern, wenn eine
erhebliche Minderung der Tauglichkeit
der Mietsache vorliegt. Daran fehlt es
jedoch, wenn der vermeintliche Mangel
bei objektiver Betrachtungsweise nicht
spürbar ins Gewicht fällt, sodass eine
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Mietminderung gegen Treu und Glauben
verstößt.

Dabei stellen nachteilige Veränderun-
gen des Wohnumfelds nur dann einen
Mangel dar, wenn dadurch der Gebrauch
der Wohnung zu Mietzwecken unmittel-
bar und erheblich beeinträchtigt werden.

Allgemeinflächen genießen bei
der Mietminderung nur eine
untergeordnete Bedeutung

Zum Gebrauchsrecht des Mieters gehört
auch die Nutzung der außerhalb der ge-
mieteten Wohnung liegenden All-
gemeinflächen. Allerdings genießen

diese Allgemeinflächen im Verhältnis zu
den eigentlich gemieteten Räumen, an
denen ein ausschließliches Nutzungs-
recht des Mieters besteht, nur eine deut-
lich untergeordnete Bedeutung.

Deswegen wirkten sich Gebrauchs-
einschränkungen an solchen unterge-
ordneten Allgemeinflächen auch nur
geringfügig aus, sodass die Erheblichkeits-
schwelle i.S.v. § 536 Abs. 1 Satz 3 BGB
i.d.R. nicht erreicht wird. Das Gericht
führte dennoch einen Ortstermin durch.
Dabei stellte es fest, dass die Mülltonnen
weder unangenehm rochen, noch der Platz
verwahrlost war oder es störende Geräu-
sche beim Öffnen der Türen der Gitterbox

gab. Damit war die Mietminderung nicht
wirksam–der Vermieter hatte zuRecht den
vom Mieter einbehaltenen Minderungs-
betrag von der Kaution abgezogen.

Mein Tipp

Der Mieter hat nur dann einen An-
spruch auf eine unveränderte Aus-
sicht nach draußen, wenn es dazu
eine klare Beschaffenheitsverein-
barung im Mietvertrag gibt. Ohne
eine solche Vereinbarung muss der
Mieter i.d.R. optische Beeinträchti-
gungen bei der Aussicht ohne Miet-
minderungsrecht hinnehmen.

Verwaltungskostenklausel imMietvertrag:
Muss der Mieter die zahlen?

Als sehr geschäftstüchtig erwies sich ein
Berliner Vermieter. Er hatte im Woh-
nungsmietvertrag eine monatliche „Ver-
waltungskostenpauschale" vereinbart.

Der Mieter hatte diese Pauschale auch
zwei Jahre anstandslos gezahlt. Aller-
dings weigerte er sich danach, die Pau-
schale weiter zu zahlen. Mehr noch: Er
forderte das, seiner Meinung nach zu
Unrecht, bezahlte Geld zurück – mit Er-
folg!

Fundstelle:

LG Berlin, Urteil v. 12.10.2017, 67 S 196/17

Die Vertragsklausel, die die Verwaltungs-
kostenpauschale beinhaltete, war nach
§ 556 Abs. 4 BGB unwirksam. Nach
den Betriebskostenregelungen in § 556
Abs. 1, 2 Satz 2 oder Abs. 3 BGB dürfen
Sie als Wohnungsvermieter neben der
monatlichen Grundmiete nur noch eine
Betriebskostenpauschale oder eine Be-
triebskostenvorauszahlung vereinbaren,
nicht jedoch zusätzliche Verwaltungs-
kosten oder andere Kostenarten (vgl.
BGH, Urteil v. 11.5.2016, VIII ZR 209/15).

Wie die Gerichte eine Verwal-
tungskostenklausel auslegen

Rechtlich ist zu unterscheiden, ob der
Vermieter mit der Verwaltungskosten-
pauschale unzulässigerweise zusätzliche,
nicht umlegbare Verwaltungskosten
auf den Mieter abwälzt oder ob es sich
bei der Verwaltungskostenpauschale nur
aus Sicht des Mieters um einen belang-
losen Hinweis des Vermieters auf seine
interne Kalkulation handelt (vgl. BGH,
Beschluss v. 30.5.2017, VIII ZR 31/17).

Wann der Mieter sein Geld
zurückfordern kann

Als der Mieter die Zahlungen für die seit
zwei Jahren bezahlte Pauschale zurück-
forderte, berief sich der Vermieter auf
§ 814 BGB. Danach kann das zur Erfül-
lung einer Verbindlichkeit Geleistete
nicht mehr zurückgefordert werden,
wenn der Leistende wusste, dass er nicht
leisten musste. Dazu hätte der Mieter
positive Kenntnis davon haben müs-
sen, dass keine Zahlungspflicht besteht.
Dafür reicht es nicht, wenn der Mieter

bloß die Tatsachen kennt, aus denen
sich das Nichtbestehen seiner Schuld er-
gibt. Vielmehr hätte sich der Mieter als
Leistender über die Rechtslage im Klaren
sein müssen, dass er nichts schuldet.

Fundstelle:

BGH, Urteil v. 22.10.2015, IX ZR 100/13

Allerdings war das Gericht der Meinung,
dass die Rechtslage für einen Laien ohne
juristischen Beistand weder tatsächlich
noch rechtlich leicht zu durchdringen war.

Mein Tipp

Als Wohnungsvermieter können Sie
nur solche Betriebskosten umlegen,
die der Betriebskostenkatalog von
§ 2 Betriebskostenverordnung er-
laubt. Verwaltungskosten zählen aus-
drücklich nicht dazu. Dies gilt aber
nicht bei Gewerberaummietverträ-
gen: Hier können Sie die Umlage von
Verwaltungskosten im Mietvertrag
unter den „Sonstigen Betriebskosten“
wirksam vereinbaren.
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Eigenbedarfskündigung für Zweitwohnung:
Das sagen die Gerichte

Wieder einmal musste sich der BGH mit
einer Eigenbedarfskündigung beschäfti-
gen. Ein Vermieter kündigte seinem Mie-
ter, da er die Wohnung als Zweitwoh-
nung nutzen wollte: Er hatte vor, künftig
lieber in seinen eigenen vier Wänden
statt im Hotel oder bei Bekannten zu
wohnen, wenn er beruflich in der Stadt
war. Deswegen sollte der Mieter die
Wohnung räumen.

Der weigerte sich allerdings auszuziehen.
Aus seiner Sicht rechtfertigte eine Nut-
zung als Zweitwohnung noch keine Ei-
genbedarfskündigung nach § 573 Abs. 2
BGB. Rechtlich setzt eine Eigenbedarfs-
kündigung voraus, dass der Vermieter die
Wohnung „benötigt“.

Lieber Zuhause statt im Hotel:
Das rechtfertigt schon einen
Eigenbedarf

Was „benötigt“ heißt, legte der BGH so
aus: Immer dann, wenn der Vermieter
ernsthafte, vernünftige und nachvollzieh-
bare Gründe hat, warum er dieWohnung
künftig selbst oder durch nahe Angehö-
rige nutzen will.

Selbst wenn ein Vermieter die Wohnung
„nur“ als Zweitwohnung nutzen möchte,
kann dies jedenfalls eine Eigenbedarfs-
kündigung rechtfertigen.

Fundstelle:

BGH, Beschluss v. 22.8.2017, VIII ZR 19/7

Hat der Vermieter die ernsthafte Absicht,
sich regelmäßig mehrfach im Jahr aus
beruflichen Gründen für längere oder
kürzere Zeiten in der gekündigten Woh-
nung aufzuhalten statt wie bisher im Ho-
tel oder bei privaten Bekannten zu woh-
nen, rechtfertigt das bereits eine
Eigenbedarfskündigung.

Zweitwohnung: EineMindest-
aufenthaltsdauer gibt es nicht

Ab welcher „Aufenthaltsdauer“ ein „Be-
nötigen“ als Zweitwohnung im Sinne ei-
ner Eigenbedarfskündigung vorliegt, ist
gesetzlich natürlich nicht geregelt. Das
bedeutet: Es kommt wieder einmal auf
die Umstände des Einzelfalls an.

Für das „Benötigen“ gibt es somit keine
allgemein verbindliche, zeitlich starre
Mindestnutzungsgrenze. Dies müssen je-
weils die Gerichte bzw. der Richter im
Einzelfall beurteilen.

Eigenbedarfskündigung für
Zweitwohnsitz ist zulässig

Teilweise wird vertreten, dass der Ver-
mieter nur dann wegen Eigenbedarfs

kündigen darf, wenn er in der gekündig-
ten Wohnung seinen Lebensmittel-
punkt begründen will. Dazu stellte der
BGH allerdings klar, dass auch eine beab-
sichtigte Nutzung als Zweitwohnung
eine Eigenbedarfskündigung rechtfer-
tigen kann.

Damit ist eine Eigenbedarfskündigung
auch dann zulässig, wenn der Vermieter
die Wohnung „nur“ als Zweitwohnung
nutzen will.

Mein Tipp

Wollen Sie das Mietverhältnis kündi-
gen, da Sie die Wohnung „nur“ als
Zweitwohnung nutzen möchten,
müssen Sie sich darauf vorbereiten,
dass im Streitfall ein Gericht Ihre Mo-
tive zur Kündigung näher prüft.

Laut BGH müssen nämlich für eine
Eigenbedarfskündigung nach § 573
Abs. 2 Nr. 2 BGB

– ernsthafte,
– vernünftige und
– nachvollziehbare

Gründe vorliegen, weshalb Sie die
Wohnung künftig selbst oder durch
nahe Angehörige nutzen wollen.

Checkliste

Woran Sie bei einer Eigenbedarfskündigung denken sollten

4 Kündigen Sie immer schriftlich.
4 Beimehreren Vermietern gilt: Alle Vermieter müssen die Kündigung unterschreiben. Kündigt ein Bevollmächtigter (z.B. Ihr

Rechtsanwalt oder Ihr Verwalter) für Sie, müssen Sie Ihre Vollmacht im Original beifügen!
4 Schicken Sie Ihre Kündigung per Einschreibenmit Rückschein, schalten Sie einen Boten ein oder geben Sie die Kündigung selbst

unter Zeugen ab.Wichtig: Bewahren Sie den Rückschein oder die Empfangsquittung des Boten als Zugangsnachweis auf.
4 Weisen Sie den Mieter auf sein Widerspruchsrecht hin: Die Form (schriftlich!) und die Frist (spätestens 2 Monate vor

Mietvertragsende), die der Mieter einhalten muss.
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4 Bewahren Sie alle Nachweise auf, die Ihnen bei dem Beweis helfen, dass und warum Sie Eigenbedarf haben. Z.B. die
Studienbescheinigungen Ihrer Kinder, das Versetzungsschreiben Ihres Arbeitgebers, Ihren Schwerbehindertenausweis, die
Kopie der Kündigung Ihrer derzeitigen Wohnung oder der Wohnung der Eigenbedarfsperson.

4 Legen Sie Ihren Eigenbedarf im Kündigungsschreiben haarklein dar. Und zwar so, dass Ihr Mieter ihn nachvollziehen kann. Klären
Sie IhrenMieter über denkonkretenLebenssachverhalt auf. Erklären Sie ihm,warum Sie dieWohnunggerade jetzt benötigen.

4 Geben Sie an, für wen Sie den Wohnraum benötigen. Namentlich und am besten noch mit dem Verwandtschaftsgrad.
Schildern Sie, wie die Bedarfsperson bisher gelebt und welches Wohnbedürfnis sie momentan hat. Als Faustregel gilt: Je
weiter der Grad der Verwandtschaft, desto wichtiger ist eine gute Begründung!

4 Ihr Eigenbedarf darf grundsätzlich erst nachMietvertragsbeginn entstanden sein und muss bis zum Ablauf der Kündigungs-
frist vorliegen. War der Kündigungsgrund schon bei Mietvertragsabschluss absehbar, ist Ihre Kündigung unzulässig.

4 Ihre Kündigung muss glaubhaft sein. Achten Sie also darauf, dass derjenige, der in die gekündigteWohnung einziehen soll,
die Wohnung auch tatsächlich wie behauptet nutzt.

4 Haben Sie sich schon vor der Eigenbedarfskündigung mit Ihrem Mieter gestritten, müssen Sie Ihren Eigenbedarf besonders
gut begründen. Sonst geht das Gericht unter Umständen von einer vorgeschobenen Eigenbedarfskündigung aus.

4 Steht eine vergleichbare Alternativ-Wohnung in Ihrem Mietshaus oder in einem anderen, in der Nähe gelegenen Haus frei,
müssen Sie die Ihrem Mieter anbieten oder gut begründen, warum diese Alternativ-Wohnung nicht für Ihren gekündigten
Mieter in Betracht kommt.

4 Halten Sie sich an die gesetzlichen Kündigungsfristen (3, 6 bzw. 9Monate) und achten Sie auf den rechtzeitigen Zugang Ihrer
Kündigung.

4 Vorsicht bei Wohnungen, die nach dem Einzug des Mieters in Eigentumswohnungen umgewandelt werden: Hier kann
eine Kündigungssperrfrist von 3, 5 oder sogar 10 Jahren bestehen.

Besichtigungmit Käufer:
Wenn der Mieter dafür Geld verlangt

Sie wollen Ihre Wohnung verkaufen.
Doch bevor es so weit ist, wollen Sie mit
einem Kaufinteressenten die Wohnung
erst einmal besichtigen.

Rechtlich eigentlich kein Problem: Sol-
che Besichtigungen muss der Mieter in
gewissem Rahmen dulden. Allerdings
machte ein Mieter aus Landsberg für die
gewährten Besichtigungstermine eine
Aufwandspauschale geltend. Die akzep-
tierte die Vermieterin nicht: Statt Geld
erhielt der Mieter die Kündigung.

Der Mieter wohnte bereits seit April 2012
in der Wohnung. Im Frühjahr 2014 teilte
ihm seine Vermieterin mit, dass sie die
Wohnung verkaufen wolle und dafür ei-
nen Makler beauftragt habe.

Der ersteMakler kam schon kurz danach
beim Mieter vorbei. Etwa ein halbes Jahr

später meldete sich ein zweiter Makler
beim Mieter und bat ebenfalls um einen
Besichtigungstermin. Auch diesen Ter-
min gewährte der Mieter dem Makler.

Vermieter soll für Besichtigung
75 EUR pro Stunde zahlen: Ist
das nicht zu viel verlangt?

Als kurz darauf auch noch ein dritter
Makler die Wohnung zwecks Verkaufs
besichtigen wollte, wurde es dem Mieter
zu viel: Er verlangte für jede weitere Be-
sichtigung von der Vermieterin eine Auf-
wandsentschädigung von 75 EUR pro
angefangener Stunde. Sein Argument:
Da er berufstätig sei, wäre er tagsüber
nicht Zuhause. Deswegen könne er die
ständigen Besichtigungstermine nur mit
einem erheblichen Zeitaufwand, Organi-
sation und Unannehmlichkeiten wahr-
nehmen.

Kündigen wegen verweigertem
Besichtigungstermin: Das ist
unzulässig

Die Vermieterin weigerte sich jedoch, die
geforderte Aufwandsentschädigung zu
zahlen. Statt dem Geld sprach die Ver-
mieterin die Kündigung aus, da sich der
Mieter geweigert hatte, den zuletzt be-
auftragten Makler in die Wohnung zu
lassen. Daraufhin mahnte ihn die Vermie-
terin ab und – als das auch nichts half –
kündigte sie den Mietvertrag.

Die Kündigung war unwirksam.

Fundstelle:

AG Landsberg, Urteil v. 6.2.2017, 3 C 701/16

Als Vermieter haben Sie grundsätzlich ein
Besichtigungsrecht, wenn es dafür einen
konkreten Anlass gibt. Geht es um ei-
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nen Verkauf undwill derMakler dieWoh-
nung besichtigen, reicht dies als Anlass.

Der Mieter ist dann gegenüber dem Ver-
mieter verpflichtet, nach einer entsprechen-
den Vorankündigung das Besichtigen der
Wohnung zu ermöglichen. Eine Aufwands-
entschädigung steht ihm dafür nicht zu.

Ein verweigerter Besichti-
gungstermin ist nicht immer
gleich ein Kündigungsgrund

Allerdings stellt nicht jedeWeigerung des
Mieters, eine erneute Besichtigung zu
ermöglichen, gleich eine erhebliche
Pflichtverletzung dar, die den Vermieter
zum Kündigen berechtigt.

Im konkreten Fall hatte der Mieter ja
bereits zuvor zwei Besichtigungstermine
ohne Einwendungen zugelassen.

Das Gericht war der Ansicht, dass die
Vermieterin schon aufgrund der beiden
ersten Besichtigungstermine durch Mak-
ler alle notwendigen Eckdaten für einen
Verkauf derWohnung an der Hand hatte.
Vielmehr sei es so, dass ein mehrmaliger
Maklerwechsel nicht zulasten des Mie-
ters gehen dürfte.

Mein Tipp

Kündigen Sie Ihr Kommen rechtzeitig
an. Am besten mindestens 14 Tage

zuvor. Nennen Sie den Besichtigungs-
grund. „Kontrollbesuch“ sollten Sie
besser nicht schreiben, sondern eher
„Besichtigung wegen Instandhal-
tungspflicht“. Machen Sie in Ihrem
Ankündigungsschreiben einen Ter-
minvorschlag. Nennen Sie gleich
noch einen Alternativ-Termin.

Die ortsübliche Besuchszeit ist i.d.R.
werktags von 10 bis 13 Uhr und von
15 bis 18 Uhr, ausnahmsweise bis 20
Uhr. Auf berufstätige Mieter müssen
Sie Rücksicht nehmen und eher einen
späteren Termin vereinbaren, damit
Ihr Mieter nicht Urlaub nehmen
muss.

Rauchen aus dem Fenster:
Wenn's im Schlafzimmer darüber nach Rauch riecht

Kurz vor dem Schlafengehen noch
schnell eine Zigarette am Fenster rau-
chen: Das können Sie Ihrem Mieter ei-
gentlich nicht verwehren.

Zieht der Rauch allerdings direkt nach
oben in das Schlafzimmer eines anderen
Mieters, der daraufhin die Miete mindert,
sieht das anders aus! Das hat das Land-
gericht Berlin entschieden.

Fundstelle:

LG Berlin, Urteil v. 10.8.2017, 65 S 362/16

Danach darf ein Mieter während der
Nachtzeit nicht aus dem Fenster seiner
Wohnung rauchen, wenn der Nikotinge-
ruch nach oben in das geöffnete Schlaf-
zimmerfenster des darüber wohnenden
Mieters ziehen kann.

Nikotingeruch störte Mieter in
seiner Nachtruhe

Der Mieter, der über dem rauchenden
Mieter wohnte, fühlte sich durch die Ge-
ruchsbelästigung in seiner Nachtruhe ge-

stört. Deswegen minderte er die Miete
um 3%.

Damit nicht genug: Er verklagte seinen
Vermieter darauf, die Störung durch den
nächtlichen Nikotingeruch zu beseitigen.
Außerdem wollte er gerichtlich feststel-
len lassen, dass er zur Mietminderung
berechtigt sei.

Das Gericht gab dem rauchgeplagten
Mieter Recht.

Mieter kann vom Vermieter
verlangen, dass der Raucher aus
einem anderen Fenster pafft

Das Rauchen in den eigenen vier Wänden
gehört grundsätzlich zum Mietgebrauch.
Dennoch darf ein nicht rauchender Mie-
ter nicht automatisch davon ausgehen,
dass nur Nichtraucher mit im Haus woh-
nen und somit im ganzen Haus kein Ni-
kotingeruch wahrnehmbar ist.

Allerdings endet die Toleranz, wenn ein
Mieter durch den Nikotingeruch in seiner

Nachtruhe gestört wird. Nach Auffas-
sung der Richter wird der Mietgebrauch
dann besonders intensiv beeinträchtigt.

Der Mieter ist gegen einen rauchenden
Mitbewohner, der während der üblichen
Ruhezeiten raucht, machtlos. Für die
Mietminderung spielt es auch keine Rolle,
wie oft die Geruchsbelästigung auftritt.

Rauchender Mieter muss
auf schlafendeMitbewohner
Rücksicht nehmen

Bereits aus dem Gebot der Rücksicht-
nahme ergibt sich, dass ein rauchender
Mieter einfache und zumutbareMaßnah-
men ergreifen muss, um andere Mit-
bewohner im Haus nicht mit seinem Ni-
kotingeruch zu belästigen.

Deswegen sei es einem rauchenden Mie-
ter zumutbar, nicht während der Nacht-
zeit aus dem Fenster zu rauchen, das
unter dem Schlafzimmerfenster des
rauchgeplagten Mieters liegt. Der Rau-
cher muss also nicht das Rauchen kom-
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plett einstellen. Er muss aber das Fenster
wechseln und künftig aus einem anderen
Fenster in seiner Wohnung rauchen. So-
lange er sich dazu weigert, darf der
rauchgeplagte Mieter die Miete um 3%
mindern.

Mein Tipp

Mittlerweile haben schon mehrere
Gerichte entschieden, dass eineMiet-
minderung gerechtfertigt ist, wenn
der Bewohner im Stockwerk darunter
regelmäßig auf dem Balkon raucht

und der Rauch nach oben in die Woh-
nung zieht:

10% Mietminderung hielt das Land-
gericht Berlin für gerechtfertigt (Urteil
v. 30.4.2013, 67 S 307/12).

5% sieht das Landgericht Hamburg
für angemessen an (Urteil v.
15.6.2012, 311 S 92/10).

Der BGH hält es in einem „Rauch-
streit“ für zumutbar, dem Raucher
das Rauchen auf dem Balkon zeitlich

zu beschränken, sofern dadurch an-
dere Mieter nicht nur unwesentlich
beeinträchtigt werden oder Gefahren
für die Gesundheit drohen (BGH, Ur-
teil v. 16.1.2015, V ZR 110/14).

Service &more

Alle Ausgaben der letzten zwei Jahre
finden Sie unter:

https://www.haufe.de/
vermieterbrief_archiv

Checkliste

So viel Rücksicht müssen Raucher nehmen

1. Der Mieter darf nicht im Treppenhaus rauchen und muss auch dafür sorgen, dass kein Nikotingeruch aus seiner Wohnung
ins Treppenhaus zieht. Nikotingeruch im Treppenhaus kann eine Störung des Hausfriedens und eine Verletzung vertraglicher
Nebenpflichten des Mieters (Gebot der Rücksichtnahme) darstellen, sodass der Vermieter deswegen kündigen darf. Das gilt
aber nur, wenn die Intensität der Beeinträchtigungen ein unerträgliches und gesundheitsgefährdendes Ausmaß erreicht
(BGH, Urteil v. 18.2.2015, VIII ZR 186/14).

2. Mieter dürfen in ihrer Wohnung rauchen, weil das noch zum vertragsgemäßen Gebrauch der Mietsache gehört (BGH,
Urteil v. 28.6.2006, VIII ZR 124/05, GE 2006 S. 1158). Deswegen darf einMieter in seinerWohnung so viel rauchenwie er will.

3. Der Vermieter kann das Rauchen auf dem Balkon zeitlich einschränken, wenn hierdurch andere Mieter nicht nur
unwesentlich beeinträchtigt werden oder Gefahren für die Gesundheit drohen (BGH, Urteil v. 16.1.2015, V ZR 110/14).

4. Raucher müssen auf ihre Nachbarn Rücksicht nehmen, gerade wenn sie eng aufeinander wohnen (Reihenhaussiedlung) und
der Zigarettenrauch auf die Nachbarterrasse zieht. Dies kann soweit gehen, dass sich die Nachbarn an feste Rauchzeiten halten
müssen, umdie nicht rauchendenNachbarn vor Zigarettenqualm zu verschonen (LGDortmund, Urteil v. 8.6.2017, 1 S 451/15).

5. Ein Mieter muss in der Nacht das Fenster wechseln, aus dem er raucht, wenn der Rauch nach oben in das offene Schlaf-
zimmerfenster einer Mitbewohnerin zieht und sie sich dadurch gestört fühlt (LG Berlin, Urteil v. 10.8.2017, 65 S 362/16).
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